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als untere staatliche 
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Datum: 15.02.2023

Dienststelle: Fachbereich 82

Bearbeitung: Herr Lüder

Gesundheitsausschuss 10.03.2023 Kenntnis

Tagesordnungspunkt:

Evaluationsbericht des MAGS zum strafrechtsbezogenen Unterbringungsgesetz

Kenntnisnahme:

Der Bericht zum Evaluationsbericht des MAGS zum strafrechtsbezogenen 
Unterbringungsgesetz vom 14.12.2022 wird gemäß der Vorlage Nr. 15/1506 zur 
Kenntnis genommen. 

UN-Behindertenrechtskonvention (BRK):

Diese Vorlage berührt eine oder mehrere Zielrichtungen des
LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der BRK.

nein

Gleichstellung/Gender Mainstreaming:

Diese Vorlage berücksichtigt Vorgaben des LVR-Gleichstellungsplans 2025. nein

Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt (lfd. Jahr):
Produktgruppe:

Erträge: Aufwendungen:

Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan /Wirtschaftsplan

Einzahlungen: Auszahlungen:

Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan

Bei Investitionen: Gesamtkosten der Maßnahme:

Jährliche ergebniswirksame Folgekosten:

Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

In Vertretung 

W e n z e l - J a n k o w s k i
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Zusammenfassung 

 

Das strafrechtsbezogene Unterbringungsgesetz (StrUG), welches das alte Maßregelvoll-

zugsgesetz abgelöst hat, ist zum 31.12.2021 in Kraft getreten.  

 

In § 64 StrUG ist geregelt, dass über die Erfahrungen mit diesem Gesetz bis zum 

31.12.2022 gegenüber dem Landtag zu berichten ist.  

 

Dieser Berichtspflicht ist das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales (MAGS) mit 

der Landtagsvorlage 18/597 nachgekommen und hatte im Vorfeld Stellungnahmen der 

mit dem Maßregelvollzug befassten Institutionen und Behörden eingeholt.  

 

Die Stellungnahme des MAGS ist als Anlage beigefügt.  

 

Die Kernaussage der Stellungnahme ist, dass das StrUG im Wesentlichen positiv beurteilt 

wird. Diese Bewertung wird von den Direktionen der Landschaftsverbände als untere 

staatliche Maßregelvollzugsbehörden geteilt.  

 

Einzelne Regelungen werden kontrovers diskutiert und zum Teil wird Anpassungsbedarf 

gesehen.  

 

Die aus Sicht der Landesdirektionen LVR/LWL als untere staatlichen Maßregelvollzugsbe-

hörden relevanten Punkte werden in der Vorlage dargestellt.  

 

Dies sind: 

 

- Über das Maß der Freiheitsentziehung sollen weiterhin die Therapeutischen Leitun-

gen der forensischen Einrichtungen abschließend entscheiden.  

- Der Richtervorbehalt bei Zwangsmaßnahmen hat sich in der Praxis bewährt.  

- Es sollte eine Rechtsgrundlage für „anlasslose“ Durchsuchung von gesicherten Sta-

tionen in das Gesetz aufgenommen werden. 

- Die rechtliche Regelung des Nachteinschlusses hat sich in der Praxis bewährt.  
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Begründung der Vorlage Nr. 15/1506: 

 

 

Das Land Nordrhein-Westfalen hat die rechtlichen Grundlagen für den Maßregelvollzug 

neu geregelt und dazu das „Strafrechtsbezogene Unterbringungsgesetz“ (StrUG) erlas-

sen.  

 

Das StrUG ist zum 31.12.2021 in Kraft getreten. § 64 StrUG lautet: 

 

„Über die Erfahrungen mit diesem Gesetz ist dem Landtag bis zum 31.Dezember 2022 

und danach alle fünf Jahre zu berichten.“ 

 

Dieser Berichtspflicht ist das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales (MAGS) mit 

dem beiliegender Landtagsvorlage 18/597 vom 14.12.2022 nachgekommen.  

 

Die Verwaltung hatte mit Vorlage Nr. 15/289 im Mai 2021 über die Pläne des Landes 

Nordrhein-Westfalen, das Maßregelvollzugsgesetz zu novellieren, berichtet und hat den 

Gesetzesentwurf vom 13.01.2021 sowie die gemeinsame Stellungnahme der beiden 

Landschaftsverbände vom 18.05.2021 zu dem Gesetzesentwurf beigefügt. 

 

Bereits in der Stellungnahme aus Mai 2021 hatten sich die beiden Landschaftsverbände 

grundsätzlich positiv zu dem Gesetzesentwurf geäußert. Als besonders positiv wurden 

folgende Punkte bewertet: 

 

- Stärkung der Rechte der Patient*innen und deren Autonomie im Sinne der UN-Be-

hindertenrechtskonvention, 

- Stärkung der schulischen und beruflichen Förderung, 

- Stärkung der forensischen Ambulanzen, 

- Verbesserung der therapeutischen Angebote und 

- Verankerung des Gedankens der Regionalisierung. 

 

Diese positive Bewertung des StrUG zeigt sich jetzt auch in den Rückmeldungen, die das 

MAGS im Rahmen der Evaluation eingeholt hat.  

 

Zur Evaluation hatte das MAGS insgesamt 41 Institutionen angeschrieben und um Stel-

lungnahme gebeten; unter anderem die Direktionen der Landschaftsverbände LVR/LWL 

als untere staatliche Maßregelvollzugsbehörden und die freien Träger des Maßregelvoll-

zugs in NRW, die Justizbehörden (Gerichte und Staatsanwaltschaften), die Ärzte- und 

Psychotherapeutenkammern, die Polizei, die Angehörigenvertretungen usw. 

 

Insgesamt wurden 17 Stellungnahmen abgegeben, ausgewertet und in dem Bericht zu-

sammengefasst.  

 

Die beiden Landschaftsverbände haben eine gemeinsame Stellungnahme zum StrUG ab-

gegeben. Die Anregungen der Landschaftsverbände wurden in der Stellungnahme des 

MAGS aufgenommen. 
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Die wesentlichen Ergebnisse des Berichts lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

 

1. Allgemeines (Seiten 5 ff. des Berichts)  

 

Das StrUG wird insgesamt positiv bewertet. 

 

Die Stärkung der Rechte der Patient*innen wird begrüßt. 

 

Die Intensivierung der Behandlung sowie der schulischen und beruflichen Ausbildung 

werden positiv bewertet.  

 

Die Einführung des Richtervorbehaltes für die Anordnung von Zwangsmaßnahmen (Iso-

lierung, Fixierung und medizinische Zwangsbehandlung) werden als sinnvoll angesehen. 

Seitens des Ministeriums der Justiz wird jedoch auf den damit verbundenen erhöhten Ar-

beitsaufwand bei den Gerichten hingewiesen.  

 

Begrüßt werden auch die Regelungen zur forensischen Nachsorge.  

 

Darüber hinaus wurde zu einer Vielzahl von Einzelnormen Stellung bezogen. Im Folgen-

den werden die aus Sicht der Direktionen der Landschaftsverbände LVR/LWL als untere 

staatliche Maßregelvollzugsbehörde wesentlichen Punkte dargestellt.  

 

 

2. Erfahrungen zu einzelnen Vorschriften des StrUG NRW (Seite 

6 ff. des Berichts) 

 

 

§ 4 StrUG - Maß der Freiheitsentziehung (Seiten 6. ff des Berichts) 

 

Die Entscheidungen über das Maß der Freiheitsentziehungen (früher Lockerungsentschei-

dungen) sollen weiterhin von den Therapeutischen Leitungen der forensischen Einrichtun-

gen getroffen werden.  

 

§§ 10, 11 und 32 – Richtervorbehalte bei Zwangsmaßnahmen (Seiten 8 ff. des 

Berichts) 

 

Die Richtervorbehalte bei den Zwangsmaßnahmen (Isolierung, Fixierung und medizini-

sche Zwangsbehandlung) sollen beibehalten bleiben. Zur Entlastung der Gerichte erwägt 

das MAGS bei Isolierungen den Zeitraum, ab dem eine richterliche Entscheidung einge-

holt werden muss, von 48 Stunden auf eine Woche zu verlängern. 

 

Dies würde auch den Verwaltungsaufwand in den forensischen Einrichtungen deutlich 

verringern, da eine Vielzahl der Isolierungen deutlich kürzer als eine Woche ist.  

 

§ 30 StrUG – Durchsuchungen und Kontrollen (Seiten 11 ff. des Berichts) 

  

Das StrUG hat gegenüber dem alten Maßregelvollzugsgesetz die Ermächtigung, Zimmer-

kontrollen und Durchsuchungen des Eigentums von Patient*innen durchzuführen, stark 

eingeschränkt. Sie sollen nur bei konkreten Anhaltspunkten im Einzelfall zulässig sein.  



4 

 

Hiergegen haben die Praktiker eingewandt, dass es eine Rechtsgrundlage braucht, um 

insbesondere in gesicherten Einrichtungen auch anlasslose Durchsuchungen durchzufüh-

ren.  

 

Hierzu hat das MAGS ausgeführt: 

 

„Um den Sicherheitsbedenken Rechnung zu tragen, sollte erneut geprüft werden, ob eine 

anlasslose Durchsuchung ganzer Stationen erforderlich ist, um die Sicherheit sicherzu-

stellen. …“ 

 

Die Direktorin des Landschaftsverbandes Rheinland als untere staatliche Maßregelvoll-

zugsbehörde würde es begrüßen, wenn eine entsprechende Ermächtigungsgrundlage neu 

in das StrUG aufgenommen wird. 

 

§ 32 StrUG Nachteinschluss (Seiten 12 ff. des Berichts) 

 

Die Neubauten, die in den letzten Jahren für den Maßregelvollzug errichtet wurden bzw. 

werden (Bedburg-Hau Campus 1, Neubau mit 69 Plätzen für Frauen; Essen; Köln-Porz; 

Viersen Neubau) sind architektonisch so ausgerichtet, dass auf den Stationen ein Nacht-

einschluss praktiziert werden kann. Das heißt: Einzel- bzw. Doppelzimmer mit jeweils ei-

genem Sanitärbereich. 

 

Dieser Standard gilt auch für die Neubauplanungen in Essen-Heidhausen und Wuppertal.  

 

Damit wurde vom MAGS faktisch die Praxis eines generellen Nachteinschlusses eingeführt 

und angeordnet, ohne dass es dafür eine spezifische Rechtsgrundlage im alten Maßregel-

vollzugsgesetz gab.  

 

Diese Praxis eines generellen Nachteinschlusses ohne Ausnahme auf allen gesicherten 

Stationen ist seitens der Praktiker*innen aus den Maßregelvollzugseinrichtungen stets 

kritisiert worden, da der soziale Kontakt der Patient*innen untereinander aber auch der 

therapeutische Kontakt zu den Beschäftigten für neun bis zehn Stunden komplett unter-

brochen wird.  

 

Im neuen StrUG wurde mit § 32 StrUG eine Rechtsgrundlage für den Nachteinschluss im 

Maßregelvollzug geschaffen.  

 

§ 32 Abs. 1 StrUG lautet: 

 

„Bei einer erheblichen Gefahr für die Sicherheit oder Ordnung in der Einrichtung, insbe-

sondere bei Fremd- oder Selbstgefährdung oder bei Fluchtgefahr sowie erheblicher Ge-

fahr für den eigenen oder den Behandlungserfolg anderer untergebrachter Personen, 

können folgende Sicherungsmaßnahmen angeordnet werden: 

… 

4. Einschluss bei Nacht, 

….“ 
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In § 32 Abs. 2 ist geregelt, dass die Therapeutische Leitung die Anordnung trifft, ob und 

in welchem Umfang ein Nachteinschluss stattfindet. 

 

Die Entscheidung ob ein Nachteinschluss stattfindet kann bezüglich einzelner Personen 

auf einer Station getroffen werden oder als generelle Entscheidung für alle Patient*innen 

einer ganzen Station. 

 

Das MAGS hat hierzu klargestellt: 

 

„Aus Gründen der Rechtssicherheit kann durch Erlass klargestellt werden, dass auch für 

alle auf einer gesicherten Station untergebrachten Personen Nachteinschluss angeordnet 

werden kann, wenn anderenfalls eine erhebliche Gefahr für die Sicherheit und Ordnung in 

der Einrichtung bestünde.“ 

 

Die Therapeutischen Leitungen haben daher die Entscheidungsmöglichkeit, in welchem 

Umfang sie auf den von ihnen geführten Stationen Nachteinschluss praktizieren. 

 

Eine generelle Vorgabe oder Weisung des MAGS, generell Nachteinschluss auf alle gesi-

cherten Stationen durchzuführen, wie sie früher möglich war, ist nach dem StrUG nicht 

mehr möglich. Insoweit wird die Regelung des § 32 StrUG zum Nachteinschluss begrüßt. 

 

In der LVR-Klinik Bedburg-Hau hat die Therapeutisch Leitung der Forensik I (männliche 

Patienten gem. § 63 StGB) auf zwei gesicherten Stationen den generellen Nachtein-

schluss aufgehoben. Die Erfahrungen auf den beiden Stationen in der LVR-Klinik Be-

dburg-Hau zeigen, dass es trotz der Aufhebung des Nachteinschlusses auf diesen Statio-

nen nicht zu besonderen Vorkommnissen gekommen ist.  

 

 

3. Bewertung und weiteres Vorgehen des MAGS (Seiten 16 ff.) 

 

Das MAGS wird die kontrovers diskutieren Punkte in der laufenden Legislaturperiode auf-

greifen und prüfen, ob eine Anpassung der gesetzlichen Regelungen im StrUG notwendig 

ist.  

 

Die Verwaltung wird über die weiteren Schritte des MAGS berichten.  

 

In Vertretung  

 

 

W e n z e l – J a n k o w s k i 
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